Henry LEIDE: NS-Verbrecher und Staatssicherheit - 


Die geheime Vergangenheitspolitik der DDR 
(Vandenhoek & Rupprecht, 2006. Wissenschaftliche Reihe der Bundesbeauftragten für 


die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik, Band 28, S.124-142) 


Zwei Kapitel aus Leides Buch, die hinreichend Auskunft über das Verhältnis und 
Zusammenspiel von MfS & Justiz in der DDR geben. Ebenso wird kurz die 
Genese des neuen Schubs von Ermittlungsverfahren ab 1975 dargestellt, wie auch 
die Entwicklung des Verfahrens gegen Heinz Barth. 

Gegen dieses Buch hat der ehemalige Staatsanwalt Horst Busse mit zwei Ko- 
Autoren, Hans-Herbert Nehmer und Dieter Skiba, ein Pamphlet mit dem Titel 
„Herrn Henry Leides Umwälzung der Geschichte der DDR Anti-Leide” geschrieben, 
dessen Titel die drei sicher ungemein geistreich fanden. Eine Huldigung dieses 
Produkts schrieb dann 2008 aus der Humboldt-Universität entfernte Jura-Professor 
Dr. Detlef Joseph in der Zeitschrift Rotfuchs. Was es mit Joseph wiederum auf sich 
hatte, geht aus einer Rezension seines Buches „Nazis in der DDR” durch Jürgen 
Danyel hervor. Im Ordner sind beide Texte unter „Detlef Joseph zu Henry Leide” 
und „Jürgen Danyel über Joseph” zu finden. Die Lektüre des Artikels von 
Günther Schwarberg im Neuen Deutschland vertieft ebenfalls den Hintergrund der 
ideologischen Auseinandersetzungen. Dieser ist im Ordner unter „Schwarberg 
Agitprop” zu finden. 


Behandlung von in Frankreich verurteilten Kriegsverbrechern 


In den Kontext der systematischeren Recherchen der siebziger Jahre gehörte 
auch die Bearbeitung von Kriegsverbrechern, die in Frankreich in den ersten 
Nachkriegsjahren bereits in Abwesenheit verurteilt worden waren, sich bislang 
der Strafvollstreckung jedoch hatten entziehen können. Dahinter steckte eine 
lange Geschichte deutsch-deutscher Nichtverfolgung. Erst 1975 begann in die- 
sem Zusammenhang eine neue Ära in den Beziehungen zwischen der Bundes- 


513 HA IX/I1 bzw. HA XX/2/IIT: Liste ehemaliger Angehöriger der I. und 2. Kompanie des Res.- 
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verurteilt.”” Der »Lischka-Prozess« blieb allerdings das einzige größere Ver- 
fahren, in dem gegen an der »Endlösung« in Frankreich Beteiligte verhandelt 
wurde.” 

Unter den Beschuldigten dieses Verfahrens befand sich auch jemand, von dem 
die westdeutschen Staatsanwälte wussten, dass er in Ost-Berlin lebte.” Die 
Ermittlungen gegen ihn wurden jedoch 1981 eingestellt, ohne die DDR zu infor- 
mieren, vermutlich da ihm im Falle einer Verurteilung die Todesstrafe gedroht 
hätte” (siehe die Fallstudie zu Harald Heyns weiter unten). 

Derartige Listen beschaffte die HVA-Abteilung X auf geheimdienstlichen 
Wegen im März 1976 auch für die DDR.“ Diese französischen Dokumente 
enthielten die Angaben zu 929 Deutschen, die von Militärgerichten in Abwesen- 
heit verurteilt worden waren.” Major Winkler von der HA IX/11 verfügte: 


»Ziel der Bearbeitung ist die Absicherung von in der DDR lebenden und in Frankreich in 
Abwesenheit verurteilten DDR-Bürgern sowie die Aufspürung eventuell heute unbehelligt 
in der BRD lebender Personen, die in Frankreich Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
begangen haben und in der vorliegenden französischen Liste aufgeführt sind. [...] Zu den 
Personen, zu denen aus Veröffentlichungen bekannt wird, dass sie in der BRD leben, wer- 
den die einschlägigen Überprüfungsmaßnahmen vorrangig durchgeführt. Bei Vorhanden- 
sein von Archivmaterialien werden der Leitung der HA IX/11 Vorschläge für deren Nut- 
zung unterbreitet.«“® 


Damit waren die sehr unterschiedlichen Ziele der Recherchen bereits klar um- 
rissen: Vertuschung hier, propagandistische Ausschlachtung da. Bei der Über- 


522 Vgl. Urteil des Landgerichts Köln, Az. 59-44/78, in der Strafsache gegen Lischka, Hagen und 
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nationalsozialistischen Massenverbrechen bei der Staatsanwaltschaft Dortmund, Az. 45 Js 29/75: Verfü- 
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betreffs Absprache bei der HA IX/11 zu Schumann, Walter am 17.3.1978, 20.3.1978; BStU, MfS, BV 
Schwerin, AIM 801/87, Bd. I/l, Bl. 228-230. 

527 Vgl. »Liste de criminels de guerre allemands condamnes par contumace par les Tribunaux 
militaires frangais« (Liste deutscher Kriegsverbrecher, verurteilt in Abwesenheit durch französische 
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republik Deutschland und Frankreich. Nach vielen Jahren erbitterten Widerstands 
von maßgeblichen Außenpolitikern, insbesondere des FDP-Abgeordneten Ernst 
Achenbach, der seit 1940 in der Deutschen Botschaft in Paris gewirkt und als 
Leiter der dortigen Politischen Abteilung bei der »Ingangsetzung der Deportation 
der französischen Juden« fungiert hatte,‘ trat im Februar 1975 der bereits 1971 
geschlossene Zusatzvertrag zum deutsch-französischen »Überleitungsvertrag« 
von 1955 in Kraft, in dem auch die Verfolgung von in Frankreich aktiv gewe- 
senen NS-Verbrechern auf eine neue Grundlage gestellt wurde. Achenbach hatte 
es als zuständiger Berichterstatter im Auswärtigen Ausschuss verstanden, die 
Ratifizierung über Jahre zu hintertreiben.°'‘ 

Die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen in Ludwigsburg erhielt An- 
fang 1975 aus Frankreich eine Liste mit den Namen von 1026 Deutschen, die 
wegen Tötungsdelikten nach Kriegsende in Abwesenheit verurteilt worden 
waren.’ Staatsanwälte fuhren daraufhin nach Frankreich, um die Akten der 
französischen Militärgerichte für bereits anhängige Ermittlungsverfahren bzw. 
hinsichtlich der Einleitung neuer Strafverfahren zu sichten.‘ Im Ergebnis waren 
im Frühjahr 1978 bei der Zentralstelle in Ludwigsburg sowie bei den Staats- 
anwaltschaften in Dortmund und Köln insgesamt 92 Ermittlungsverfahren wegen 
NS-Verbrechen in Frankreich anhängig.’” Hinzu kamen weitere Ermittlungs- 
verfahren, zum Beispiel das von der Zentralstelle Dortmund gegen Herbert 
Hagen und andere Angehörige der SS- und SD-Dienststellen in Frankreich.” 
Auch dank dieser Bemühungen konnten Kurt Lischka, Herbert Hagen und Ernst 
Heinrichsohn, allesamt bereits in Abwesenheit in Frankreich verurteilt, im Juni 
1978 in der Bundesrepublik wegen ihrer Beteiligung an der »Endlösung der 
Judenfrage« in Frankreich angeklagt werden.”' Am 11. Februar 1980 wurden sie 
wegen Beihilfe zum Mord zu Freiheitsstrafen von zehn, zwölf bzw. sechs Jahren 
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prüfung in den einschlägigen Karteien des MfS, des Dokumentationszentrums 
der Staatlichen Archivverwaltung sowie des staatlichen Melderegisters und an- 
schließenden Recherchen stellte man 14 Personen fest, die in der DDR lebten.” 
Dazu zählte auch Ernst P., der im Zusammenhang mit einer Anfrage der VVN 
zunächst nicht hatte identifiziert werden können.” In mindestens zwei Fällen 
verzichtete man allerdings von vornherein auf die Nennung, weil man über ihre 
Belastungen schon im Bilde war. 

Einen weiteren in der DDR lebenden Verurteilten, Erich Ullmann, der am 11. 
Mai 1951 vom Militärtribunal Lyon wegen Mordes zum Tode verurteilt worden 
war, übersah das MfS offenbar, weil er in der Liste mit leicht abweichendem 
Vornamen und Geburtsort aufgeführt war.” Laut Personenkarteikarte der HA 
IX/11 übernahm man diese Angaben, ohne sich die Mühe weiterer Nach- 
forschungen zu machen.’” Kurz darauf kam noch der später in der DDR ver- 
urteilte Heinz Barth hinzu, dessen Personalien in den Listen nicht vollständig 
waren.” 

Nach diesem Kenntnisstand hielten sich also mindestens 18 der in Frankreich 
Verurteilten in der DDR auf. Der Älteste von ihnen war 1896 geboren, der Jüngs- 
te Jahrgang 1925. Den Listen zufolge waren elf von ihnen zum Tode, zwei zu 
lebenslänglicher Zwangsarbeit, drei zu je 20 Jahren Zwangsarbeit und zwei zu 
jeweils zehn Jahren Zuchthaus mit anschließendem Aufenthaltsverbot in Frank- 
reich verurteilt worden. Mindestens vier dieser DDR-Bürger standen bereits seit 
1948 in den Such- und Fahndungslisten des »Central Registry of War Criminals 
and Security Suspects« (CROWCASS).” Die HA IX/l1 informierte die MfS- 
Dienststellen, bei denen ermittelte DDR-Bürger operativ erfasst waren, über die 
Aburteilung in Frankreich und forderte die Erfassungsgründe sowie eventuelle 
Erkenntnisse im Zusammenhang mit der Verurteilung an.’® 

In zwei Fällen meldeten die zuständigen MfS-Einheiten eine Verpflichtung als 
inoffizielle Mitarbeiter. Dazu zählte der IM »Kretschmann«, mit bürgerlichem 
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Namen Walter Schumann (Jg. 1925). Seit 1958 arbeitete Schumann zunächst für 
die Kreisdienststelle Schönebeck, dann kurzzeitig für die Berliner Zentrale und 
ab Frühjahr 1970 für die Abteilung XX/7 (Kultur, Massenkommunikation) der 
Bezirksverwaltung Schwerin.’® Die Nachricht, dass Schumann wegen Mordes 
1949 zum Tode verurteilt worden war, beeindruckte seinen Führungsoffizier, 
Oberleutnant Eberhard Riccius, nur begrenzt.”” Anderthalb Jahre danach notierte 
er: 


»Eine Beschaffung der Gerichtsunterlagen oder von Beweismaterialien aus Frankreich ist 
zurzeit aus politischen Gründen nicht möglich (Frankreich würde dann ein Auslieferungs- 
ersuchen stellen). [...] Eine strafrechtliche Beweisführung ist daher nur dann möglich, wenn 
Sch. die Straftaten eingesteht und selbst mithilft, Zeugen dafür zu finden.«* 


Aber selbst darauf verzichtete die Staatssicherheit in den folgenden neun Jahren. 
Erst im August 1987 beendete sie die Kooperation mit der kuriosen Begründung: 


»Es liegen Verdachtshinweise vor, dass es sich bei dem Sch. um einen in Frankreich ge- 
suchten und zum Tode verurteilten Nazi-Kriegsverbrecher handelt. Zur Klärung ist es er- 
forderlich, seine Identität mit der im Urteil des Gerichts in Metz/Frankreich genannten 
Person nachzuweisen.«°” 


Doch auch dieser Schritt belebte den Verfolgungseifer nicht. Ein halbes Jahr 
später vermerkte die HA IX/11: 


»Die in der Absprache vom 8.10.1987 [...] empfohlene umfassende Prüfung der Angaben 
des Schumann zu seiner Vergangenheit in der Zeit des Faschismus wurde durch die BV 
Schwerin, Abt. XX, bis zum heutigen Tag nicht veranlasst. Da auch seitens der HA IX/11 
kein spezielles Interesse an der Person besteht, werden die Unterlagen ohne Veranlassung 
weiterer Maßnahmen [...] abgelegt.«”" 


Der zweite IM war Alfred Hothorn (Jg. 1903), einstmals SS-Unterscharführer.” 
Dieser hatte bis Ende 1942 der Gruppe Geheime Feldpolizei 701 (Militärver- 
waltungsbezirk A, Sitz Rouen) angehört und war anschließend von Sicherheits- 
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polizei und SD übernommen worden.” Bis Ende Februar 1943 gehörte er dem 
Außenkommando Dieppe des Sicherheitspolizei-SD-Kommandos Rouen an.’* 
Danach war er bis zum Rückzug im August 1944 direkt dem KdS Rouen als Dol- 
metscher in der Abteilung IV zugeteilt.”* 

Über Breslau und die sowjetische Gefangenschaft kehrte er nach Kriegsende 
in seine thüringische Heimat zurück. Ab 1957 leitete er eine Abteilung im Werk 
Gera des VEB Thüringer Teppichfabriken.’* Seit 1958 arbeitete Hothorn unter 
dem Decknamen »Dr. Schwarz« zudem für die Kreisdienststelle Gera, obwohl 
schon damals zumindest seine Dolmetschertätigkeit in Frankreich bekannt war.’* 

Die Nachricht von seiner Verurteilung zu 20 Jahren Zuchthaus durch das 
Gericht Metz im Jahre 1952 blieb ohne Konsequenzen.‘” Hothorn wurde Ende 
1979 anlässlich des 30. Jahrestages der Gründung des MfS sogar mit der »Treue- 
medaille der NVA« in Gold und einer Geldprämie ausgezeichnet.‘ Im Juni 1982 
verlieh man ihm aufgrund seiner »hervorragenden Arbeitsergebnisse und der 
hohen persönlichen Einsatzbereitschaft« die »Verdienstmedaille der NVA« in 
Bronze.” Weitere Prämien und Präsente kamen noch hinzu, bevor im Sommer 
1987 die Zusammenarbeit mit Alfred Hothorn aus Alters- bzw. Gesundheits- 
gründen eingestellt wurde.‘ In seinem Fall hat das MfS nicht einmal in Betracht 
gezogen, seine Vergangenheit näher zu untersuchen, geschweige denn ihn straf- 
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Alter, Gesundheitszustand, 18.8.1987; BStU, MfS, BV Gera, AIM 925/87, Bd. V/I, Bl. 116. 
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rechtlich zu belangen. Hothorn starb im Juni 1988, ohne sich je für die ihm zur 
Last gelegten Taten verantworten zu müssen. 

Auch in Fällen ohne TM-Verpflichtung hielt das MfS die Strafverfolgung nicht 
für zweckmäßig, mit Ausnahme des unter lautstarker publizistischer Begleitung 
betriebenen Verfahrens gegen Heinz Barth. Um keine Aufmerksamkeit in Frank- 
reich zu erregen, versuchte man zunächst, über die HV A Kopien der Gerichts- 
akten aus Frankreich zu beschaffen.' Nachdem dies nicht gelang, schlug Stolze 
im Frühjahr 1978 vor, »auf gesellschaftlichem Wege«, das heißt über das Komi- 
tee der antifaschistischen Widerstandskämpfer »abgedeckt, solches Material zu 
beschaffen«.’? Oberst Coburger warnte ausdrücklich: »Es muss jedoch gewähr- 
leistet sein, dass keinerlei Rückschlüsse auf uns oder die Generalstaatsanwalt- 
schaft gezogen werden können.«°® Dem Vertreter des Komitees wurden darauf- 
hin die Personalien von sechs verurteilten DDR-Bürgern mitgeteilt. Er versprach 
so vorzugehen, »dass keine Diskriminierung der DDR erfolgen« könne.” 

Doch auch dieser Versuch, an die Gerichtsakten heranzukommen, schlug fehl. 
Im April 1979 blies das MfS die Beschaffungsaktion ab. Letztendlich befand es 
sich in der Zwickmühle, denn eine Veröffentlichung der Namen hätte die DDR in 
erhebliche Erklärungsnot gebracht. 

Nur in einem weiteren Fall neben Barth entwickelte das MfS überhaupt nen- 
nenswerte Ermittlungsaktivitäten. Gegen den Verdächtigen Otto Oberreich (Jg. 
1912) eröffnete die Kreisdienststelle Cottbus eine »Operative Personenkontrolle« 
(OPK).’ Oberreich stand in den Suchlisten von CROWCASS und war am 7. 
Februar 1950 vom Militärgericht Paris zu lebenslanger Zwangsarbeit verurteilt 
worden.‘* Allerdings gelang es nicht einmal, seine Wehrmachtsdienstverhält- 
nisse zu klären. Ende 1983 schloss die Kreisdienststelle die Akte. wieder.’ Als 
Begründung gab man fälschlicherweise an, trotz »wiederholter Aufforderung« 
von den französischen Behörden keine Beweisdokumente erhalten zu haben.“ 

Offenkundig setzte das MfS vorrangig, anders kann man es kaum formulieren, 
auf die biologische Lösung des Problems. Die HA IX/11 vergewisserte sich 
lediglich 1980 und Ende 1981 nochmals bei den jeweiligen örtlichen Dienst- 
stellen, ob die Verdächtigen noch dort wohnten, verzogen oder verstorben waren. 
Mittlerweile waren nur noch acht von ihnen am Leben: »Das Alter von 3 Ver- 


551 (HA IX/I1): Aktenvermerk, 12.12.1977; BStU, MfS, HA IX/1 1, RHE-West 710, Bd. 12, Bl.5. 
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554 (HA IX/11): Vermerk, 31.5.1978; ebenda, Bl. 7. 

555 KD Cottbus: Eröffnungsbericht, 2.2.1978; BStU, MfS, BV Frankfurt/O., AOPK 1757/83, 
B1.7-9, 

556 Vgl. »Liste de criminels de guerre allemands condamnes par contumace par les Tribunaux 
militaires frangais. Les dossiers sont detenus au Depöt central d’archives A Meaux.«; BStU, MfS, HA 
IX/11, RHE-West 710, Bd. 3, Bl. 9. 

557 KD Cottbus: Abschlussbericht zur OPK »Rentner«; BStU, MfS, BV Frankfur/O., AOPK 
1757/83, BI. 256 f. 

558 BV Cottbus, KD Cottbus: Übersichtsbogen zur Operativen Personenkontrolle, 25.11.1981; 
ebenda, Bl. 6. 
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dächtigen beträgt 75, 78 und 81 Jahre. Die Übrigen sind über 50 und 60 Jahre 
alt.” 

1982 regte Oberstleutnant Winkler noch einmal an, ein formelles Rechts- 
hilfeersuchen an Frankreich zu richten, um die Gerichtsakten zu bekommen. Er 
sah dies auch als Gelegenheit, für die DDR einen Überleitungsvertrag nach west- 
deutschem Vorbild oder ein Rechtshilfeabkommen zu erreichen und die Aner- 
kennung der DDR-Staatsbürgerschaft voranzutreiben.“ Doch sein Vorgesetzter, 
Oberst Coburger, leitete den Vorstoß erst an Staatsanwalt Karl-Heinz Borchert 
weiter, nachdem im Barth-Verfahren aus Frankreich Beweisdokumente einge- 
troffen waren.‘ Zunächst sollten Beweismittel zu drei der in der DDR lebenden 
Verurteilten angefordert werden.” Eine Anfrage zu den restlichen Personen 
sollte später »in Abhängigkeit vom Ergebnis [...] des Ersuchens« erfolgen.“' 
Dazu kam es aber nie, denn nun lehnte Borchert es ab, dieses Rechtshilfe- 
ersuchen abzuschicken, weil er Presseveröffentlichungen in Frankreich zum Fall 
des SS-Führers Harald Heyns befürchtete,“ der die DDR schwer zu kompro- 
mittieren drohte (siehe die Fallstudie weiter unten). 


Der Fall Heinz Barth 


Der einzige DDR-Bürger, der für seine in Frankreich begangenen Verbrechen 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wurde, war der ehemalige SS-Ober- 
sturmführer Heinz Barth (Jg. 1920). Er war 1953 vom Militärtribunal Bordeaux 
im Oradour-Prozess zum Tode verurteilt worden.“® In den französischen Listen 
war Barth lediglich mit seinem Nachnamen ohne nähere Angaben aufgeführt und 
deshalb zunächst nicht identifiziert worden. Erst bei einer Routineüberprüfung 
der Verwandten von Einberufungskandidaten für die DDR-Grenztruppen war 


559 HA IX/l1: Information (an Oberst Coburger), 1.2.1982; BStU, MfS, HA IX/I1, RHE-West 
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wegen derartiger völkerrechtswidriger Tätigkeit in Abwesenheit verurteilt worden sind, 11.11.1982; 
BStU, MfS, HA IX/1 1, RHE-West 710, Bd. 13, Bl.277£. 
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563 HA IX/11: Anschreiben an Oberst Coburger mit handschriftlicher Notiz: 21.2.83: Lt. Mitteilung 
des Gen. OSL Bauer hat Stellv. GStA Gen. Borchert die Absendung des RHE abgelehnt, Paraphe: 
Winkler, 11.11.1982; BStU, MfS, HA IX/1 1, RHE-West 710, Bd. 13, Bl. 276. 

564 Ebenda. Handschriftliche Notiz mit der Unterschrift von Hauptmann Woite, 17.2.1983; BStU, 
MIS, HA IX/11, RHE 24/82, BRD, Bd. 1, Bl. 40. 
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der HA IX/11, 20.4.1976; BStU, MIS, HA IX/1 1, RHE»-West 710, Bd. 4, BI. 61. 
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man Ende 1976 auf die Personalakte Barths aus seiner Zeit ab 1940 bei der Ord- 
nungspolizei und ab 1943 bei der Waffen-SS gestoßen.“ Sie hatte seit 1954 in 
den Beständen des MfS gelegen.“ 

Nach ersten Überprüfungen in anderen DDR-Archiven, richtete die HA IX/11 
ein »operatives Ersuchen« an die Sicherheitsorgane der CSSR, da Barth von 
1940 bis 1942 als Schutzpolizist im so genannten Reichsprotektorat Böhmen und 
Mähren eingesetzt war.“ Außerdem hatte man festgestellt, dass Barth im Juni 
1944 als SS-Untersturmführer der 3. Kompanie des I. Bataillons des SS-Panzer- 
Grenadier-Regiments 4 »Der Führer« der 2. SS-Panzer-Grenadier-Division »Das 
Reich« angehörte, die für das Massaker in dem französischen Dorf Oradour-sur- 
Glane verantwortlich war. Zwar glichen die Ermittler die Erkenntnisse noch 
immer nicht mit den vorliegenden Listen der in Abwesenheit Verurteilten ab, 
doch da sie aus der Fachliteratur von Verurteilungen von Angehörigen dieser 
Formation wussten, beantragten sie am 22. Januar 1979 bei Staatsanwalt 
Borchert die Einleitung eines Rechtshilfeersuchens an Frankreich, um eventuelle 
Informationen aus den Prozessakten zu erhalten.” 

Im Unterschied zu den anderen Fällen nahm die DDR-Staatsanwaltschaft die 
Initiative auf. Sie sah offenbar eine Gelegenheit gekommen, Frankreich und 
weiteren westlichen Staaten wie Belgien, den Niederlanden, Luxemburg, Däne- 
mark, Norwegen und Italien die Zusammenarbeit bei der Verfolgung von NS- 
Tätern anzubieten und dadurch das Renommee der DDR zu steigern. In einer Art 
Musterschreiben bot Günter Wieland dem französischen Justizminister über den 
Fall Barth hinaus an, nach Bereitstellung entsprechender Dokumente gegen in 
Abwesenheit verurteilte Personen zu ermitteln. Besonders strich er den demons- 
trativen Ermittlungswillen der DDR heraus: 


»In diesem Zusammenhang möchte ich die durch Note des Ministers für Auswärtige Ange- 
legenheiten der DDR am 31. August 1967 dem Generalsekretär der UNO in einem Memo- 
randum übermittelte Erklärung bekräftigen, dass es die Strafverfolgungsorgane der DDR als 
ein Gebot des Rechts, der Moral und Menschlichkeit betrachten, die erforderlichen Ermitt- 
lungen und Maßnahmen der Fahndung auch hinsichtlich derjenigen Personen zu veran- 
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lassen bzw. verstärkt fortzusetzen, die sich bisher der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
entziehen konnten.«'” 


Nach einer Absprache zwischen Borchert und Coburger im April 1979 wurden 
die Initiativen zu den Vorgängen »Oradour« und »Frankreichverurteilte« dann 
jedoch auf Eis gelegt.” Es griff erneut die alte Doktrin, dass öffentlich wahr- 
nehmbare Aktivitäten nur dann infrage kamen, wenn man gezielt und mit Er- 
folgsgarantie zu einer Verurteilung kommen würde. Intern hieß es, dass »aus 
rechtspolitischen Gesichtspunkten« davon Abstand genommen wurde, »weil zu 
diesem Zeitpunkt die Beweislage nicht ausreichte, um als Voraussetzung für das 
Rechtshilfeersuchen ein Ermittlungsverfahren gegen Barth einzuleiten«.’” 

In einer Fachschularbeit erläuterte später eine Mitarbeiterin der HA IX/11, 
dass man befürchtet habe, mangels Rechtshilfevertrages in Frankreich erfolglos 
zu bleiben, zugleich aber Barth durch eventuelle westliche Medienberichte zu 
warnen. Deshalb sei erneut der geheime Weg über die MfS-Auslandsspionage 
beschritten worden, um einschlägige Dokumente zu beschaffen.” In der Tat 
hatte Generalmajor Fister mit dieser Begründung dem Minister vorgeschlagen, 
über die HVA »die Verbindung des Genossen Ernst Scholz (des ehemaligen 
Botschafters der DDR in Frankreich) zu Widerstandskämpfern in Frankreich zu 
nutzen, um die erforderlichen Unterlagen zu Barth aus dem Verfahren vor dem 
Militärgericht Bordeaux zu beschaffen«.’* Wahrscheinlicher ist allerdings, dass 
man 1979 während der Kampagnen gegen die in der Bundesrepublik erneut 
anstehende Verjährungsfrist für Mord nicht Gefahr laufen wollte, mit eigenen 
Versäumnissen konfrontiert zu werden.’” 

Scholz gelang es tatsächlich, den Urteilstext zu besorgen. Barth war zweifels- 
frei der Gesuchte. Eine »eigenhändige Tatbeteiligung« konnte Barth bis zu die- 
sem Zeitpunkt noch nicht bewiesen werden. Dennoch sah die HA IX/11 seine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit nach Artikel 6 des IMT-Statuts als begründet 
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an, wonach »Anführer strafrechtlich für alle [...] Handlungen verantwortlich 
sind, die in Ausführung ihrer Befehlsgebung begangen worden sind«.’” 

Dem üblichen Prozedere gemäß wollten die MIS-Ermittler nun zunächst kon- 
spirativ die Haftfähigkeit Barths prüfen und dann gegebenenfalls das Ermitt- 
lungsverfahren mit Haft einleiten.” Erneut schlug der stellvertretende Haupt- 
abteilungsleiter Coburger nun ein förmliches Rechtshilfeersuchen vor, doch 
wiederum wehrte sich Staatsanwalt Borchert unter Hinweis auf »grundsätzliche 
Probleme«.”* Wie der zuständige MfS-Mitarbeiter Winkler bei einem weiteren 
vergeblichen Anlauf im Mai 1980 notierte, befürchtete man eine Beeinträch- 
tigung der »gegenwärtigen politischen und ökonomischen Beziehungen der DDR 
zu Frankreich«. Die würde dann eintreten, wenn die zahlreichen anderen Fälle 
ruchbar würden, zu denen bisher aus MIS-Sicht keine Beweismittel »auf opera- 
tivem Wege« beschafft werden konnten und die »auch offiziell nicht angefor- 
dert« wurden.’” 

In der Zwischenzeit waren durch die Sicherheitsorgane der CSSR belastende 
Unterlagen zu Barth übersandt worden. Zusätzlich hatte das MfS die mehr als 

tausend Angehörigen der am Massaker beteiligten Kompanien auf der Suche 


„or “nach Zeugen überprüft und tatsächlich elf von ihnen in der DDR gefunden. Von 


ij 


März bis November 1980 wurden sie intensiv, zum Teil über mehrere Tage, 
befragt. Zwei von ihnen bestätigten, von Barth während des Massakers in 
Oradour konkrete Befehle erhalten und ausgeführt zu haben (womit sie sich 

- selbst belasteten, wovon noch zu sprechen sein wird).‘® Damit war zweifelsfrei 
bewiesen, dass Barth »in seiner Eigenschaft als Zugführer [...] die Feststellung, 
Ergreifung und Erschießung der Opfer befohlen hat«.“' Mittlerweile stand auch 
seine Haftfähigkeit fest und Mielke genehmigte die Verhaftung Barths.* 
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Noch am selben Tag, dem 14. Juli 1981, wurde Barth festgenommen. Ober- 
leutnant Bernd Heine von der Arbeitsgruppe »Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit« der HA IX übernahm die Bearbeitung des Untersuchungsvorganges.’” 
In der Erstvernehmung gestand Barth sofort, seiner Gruppe den Befehl gegeben 
zu haben, auf etwa 20 bis 25 männliche Bewohner Oradours, die in einer Scheu- 
ne oder Garage zusammengetrieben worden waren, zu schießen. Er selbst habe 
mit seiner Maschinenpistole einen längeren Feuerstoß auf die Opfer abgegeben 
und dann, ohne sich von deren Tot überzeugt zu haben, das Gebäude anzünden | = 
lassen.’ Ben 

Nach diesem Geständnis bat Coburger den Generalstaatsanwalt nun nochmals 
um die Einleitung eines Rechtshilfeersuchens.’“ Wieland notierte hierzu jetzt, 
dass dem »Entwurf eines RHE in der Sache Barth [...] prinzipiell zugestimmt« 
würde, erwog jedoch die Vergabe eines neuen Aktenzeichens. Letztlich erschien 
ihm die aus dem alten Aktenzeichen ablesbare Dauer der Ermittlungen jedoch 
sogar von Vorteil, da »die Zielstrebigkeit der DDR-Ermittlungen durch das 
1979er Aktenzeichen besonders deutlich gemacht« würde.” Am 15. September 
1981 informierte Generalstaatsanwalt Josef Streit seinen französischen Amts- 
kollegen über die Inhaftierung Barths sowie dessen Aussagen und bat darum, 
»die hiesigen Ermittlungen auf dem Wege der Rechtshilfe« durch Zeugenaus- 
sagen, Gerichtsunterlagen und andere Beweismittel zu unterstützen.” Um die 
Konformität seines Anliegens mit internationalen Abmachungen zu unterstrei- 
chen, verwies Streit jetzt auch auf die von der UNO-Vollversammlung in der 
Resolution Nr. 3074 beschlossenen »Prinzipien der internationalen Zusammen- 
arbeit bei der Aufdeckung, Inhaftierung, Auslieferung und Bestrafung von Perso- 
nen, die der Begehung von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit schuldig sind«.‘“ Als erklärungsbedürftig empfand Streit offenbar den 
späten Zeitpunkt der Anfrage. Er behauptete daher: »Der Verdächtige hat gegen 
Ende des Zweiten Weltkrieges seine Personaldokumente vernichtet und sich 
durch falsche Angaben und Ausnutzung einer schweren Kriegsverletzung neue 
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Personaldokumente verschafft.«“ Nach seiner Rückkehr aus der Kriegsge- 
fangenschaft 1946 war Barth wieder in seine Heimatstadt Gransee (nördlich von 
Oranienburg) zurückgekehrt und hatte seitdem in verschiedenen Leitungsfunk- 
tionen für die dortige Konsumgenossenschaft gearbeitet.” Tatsächlich hatte er 
lediglich seine »Zugehörigkeit zur Waffen-SS« verschwiegen.” 

Wie in der bereits zitierten MfS-Diplomarbeit erläutert wurde, galt das Er- 
suchen intern als Probefall für die politischen und justiziellen Beziehungen zu 
Frankreich: 


»Des Weiteren wurde mit diesem Rechtshilfeersuchen auch das Ziel verfolgt, politische 
Kontakte mit Frankreich zu knüpfen sowie Klarheit darüber zu erlangen, ob Frankreich um 
die Auslieferung des B[arth] ersuchen würde. In Kenntnis der Tatsache, dass weitere in 
Frankreich in Abwesenheit [....] verurteilte Täter in der DDR leben, sollte »getestet« werden, 
wie dort auf solches offizielles Ersuchen reagiert wird.«”” 


Die Initiative war erfolgreich. Die französischen Behörden übersandten im Fe- 
bruar 1982 »ohne jede Vorbedingung wertvolles Beweismaterial«,”* darunter 
Vernehmungsprotokolle von Überlebenden des Massakers, sowie die Kopie von 
Anklageschrift und Urteil des Militärtribunals Bordeaux.‘ Den Dokumenten war 
folgende Erklärung beigefügt: 


»Der Verwaltungsrat der Nationalen Vereinigung der Familien der Märtyrer von Oradour- 
sur-Glane, [...] hat beschlossen und mit ihm die Überlebenden, in die Justiz der DDR das 
Vertrauen zu setzen, den Verlauf der Ermittlungen und des Prozesses verantwortungsbe- 
wusst durchzuführen.«°”° 


Damit verzichtete Frankreich auf einen Auslieferungsantrag und eine Neben- 
klage — ein wichtiger Etappensieg für die Partei- und Staatsführung der DDR, die 
nun ungehindert und unbeaufsichtigt den Prozess vorbereiten konnte. Die DDR 
ließ sich diese Gelegenheit nicht entgehen, ihre justizielle Glaubwürdigkeit her- 
auszustellen.“ Doch obwohl die französischen Justizbehörden aus DDR-Sicht 
optimal reagiert hatten, folgte kein »Ergänzungs-Rechtshilfeersuchen« wie 
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Coburger vorgeschlagen hatte. Die offizielle Version der Umstände für die späte 
Entdeckung im Fall Barth war der französischen Öffentlichkeit noch vermittelbar 
gewesen. Doch angesichts der außerordentlich starken Aufmerksamkeit in den 
französischen Medien, befürchtete man offenbar kritische Nachfragen bei zusätz- 
lichen Fällen.” 

Im Fall Barth folgte hingegen ein Rechtshilfeersuchen an die USA, mit der 
Bitte, in den Archiven nach Dokumenten zur Person und zum Tatkomplex 
Oradour zu recherchieren. Auch die Behörden der Bundesrepublik wurden dahin- 
gehend ersucht, allerdings nicht nur um Beweismittel zu erlangen. Denn man 
glaubte, die »BRD-Justiz« damit an ihre »völkerrechtliche Verpflichtung« erin- 
nern zu müssen. Darüber hinaus wollte man möglichen Versuchen der 
SS-Kameradschaft HIAG vorbeugen, die DDR mit der Behauptung zu ver- 
unglimpfen, es sei nicht alles unternommen worden, »um die Geschehnisse 
wahrheitsgemäß aufzuklären«.”* Für das MfS war diese Instrumentalisierung, 
wodurch Rechtshilfeersuchen ihrer eigentlichen Funktion beraubt wurden, eine 
Selbstverständlichkeit. Angela Juch, Unterleutnant in der HA IX/11, schrieb dazu 
in ihrer Facharbeit: 


»Hier kommt ganz deutlich zum Ausdruck, dass Rechtshilfe nicht nur die Sicherung von 
Beweismitteln zum Ziel hat, sondern auch die Politik von Partei und Regierung wirksam 
unterstützt. Deshalb muss Bestandteil der politisch-operativen Absicherung immer sein, 
dass man sich vor Übersendung eines Rechtshilfeersuchens an ein nichtsozialistisches Land 
Klarheit darüber verschafft, wie die Gegenseite möglicherweise reagiert. Erst nach Ab- 
wägung aller für und aller gegen das Ersuchen um Rechtshilfe sprechenden Gründe darf 
eine Entscheidung, mit der jederzeit die sicherheitspolitischen Interessen der DDR gewahrt 
bleiben müssen, getroffen werden.«‘” 


Zur Erläuterung fügte sie in einer Fußnote hinzu: 


»Bei unüberlegtem Handeln kann der Politik von Partei und Regierung [...] Schaden zu- 
gefügt werden. In solchen Fällen, bei denen durch in der DDR geführte Ermittlungen gegen 
verdächtige DDR-Bürger auch in der BRD lebende belastete Personen bekannt werden, 
muss eingeschätzt werden, welche politische und gesellschaftliche Stellung diese Personen 
in der BRD einnehmen und inwieweit eine Entlarvung auf bestimmte politische Konstella- 
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tionen Einfluss haben könnte. Grundlage für derartige Entscheidungen müssen stets die 


Beschlüsse der Partei unter besonderer Beachtung der außenpolitischen Linie bilden.«' 


USA und Bundesrepublik bekundeten ihren guten Willen, indem sie entspre- 
chende Dokumente schickten. Im Laufe des Jahres 1982 waren damit die Be- 
weismittel zusammengetragen, um das beabsichtigte Verfahren politisch und ju- 
ristisch planen zu können. Auf Grundlage des MfS-Schlussberichts entwarf 
Barths späterer Ankläger, der Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR, 
Horst Busse, in Abstimmung mit dem Leiter der AG »Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit« im Untersuchungsorgan, Dietrich Muregger, eine Konzeption 
für das geplante Verfahren.“' Busse notierte drei Ziele: »Sühne für die schweren 
Verbrechen«, »Festigung der Beziehungen der DDR zu fortschrittlichen Kräften 
der Republik Frankreich, zumal die BRD die dort lebenden Schuldigen an dem 
Massaker [...] nicht zur Verantwortung gezogen hat« und »Stärkung des inter- 
nationalen Ansehens der DDR«.°” 

Doch bevor der Prozess beginnen konnte, musste noch ein Problem gelöst 
werden. Das MfS hatte auch zwei Untergebene von Barth in der DDR ermittelt, 
deren Zeugenaussagen Barth wesentlich belasteten, zugleich jedoch nicht minder 
sie selbst.” Oberleutnant Heine konstatierte, dass beide »dringend verdächtig« 
seien, »arbeitsteilig an der Vernichtung des Dorfes Oradour-sur-Glane mitge- 
wirkt zu haben«.““ Da Barth von den Aussagen der beiden wusste, konnte nicht 
ausgeschlossen werden, dass die Zeugen und ihre eigenen Taten in der medien- 
wirksam inszenierten Hauptverhandlung zur Sprache kommen würden. Man 
befürchtete Negativschlagzeilen in der Westpresse.“ 

Heine wollte die beiden deshalb kurzerhand mit Barth gemeinsam vor Gericht 
stellen, doch offenbar fand man einen anderen Weg und hielt die Zeugen. ganz 
aus dem Verfahren und damit aus der Öffentlichkeit heraus.“ Selbst die Mit- 
arbeiter der zuständigen MfS-Diensteinheit sollten auf Weisung des stellver- 
tretenden Hauptabteilungsleiters Coburger erst kurz vor Prozessbeginn von 
dieser Entscheidung informiert werden." 

Die Namen und Aussagen der beiden tatbeteiligten Zeugen wurden kurzer- 
hand aus dem Verfahren getilgt. Im MfS-Schlussbericht waren sie noch enthalten 
- in der Anklageschrift hingegen wird weder direkt Bezug auf ihre Aussagen 
genommen, noch sind sie als Zeugen zu den Verbrechen in Oradour-sur-Glane 
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aufgelistet.“ Die Maßnahme erwies sich als erfolgreich, in Hauptverhandlung 
und Urteil tauchen sie nicht mehr auf.” Genau einen Tag nach der Verurteilung 
schloss die HA IX/11 die Akte der beiden Zeugen und mutmaßlichen Mittäter 
mit der Begründung: 


»Diese auf eigenen Aussagen beruhenden Belastungen konnten weder durch weitere Zeu- 
genaussagen noch im Verlauf des Ermittlungsverfahrens gegen Barth verdichtet werden, 
Ein Vorschlag der HA TX/AG VgM, gegen diese sich selbst belastenden 2 DDR-Bürger ein 
Ermittlungsverfahren einzuleiten, wurde abschlägig entschieden.«*'’ 


Neben umfangreichen organisatorischen Vorbereitungen wurde im Frühjahr 1983 
auch die propagandistische Verwertung des Prozesses detailliert geplant und mit 
Honecker abgestimmt. Am 25. Mai 1983 begann die Hauptverhandlung gegen 
Barth vor dem Stadtgericht Berlin. Nach der Beweisaufnahme, der Anhörung 
mehrerer Zeugen aus Frankreich und der CSSR verurteilte ihn das Gericht am 
7. Juni 1983 »wegen mehrfach begangener Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit« zu einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe." Das 
Gericht sah es als erwiesen an, dass Barth »vorsätzlich handelnd Kriegsverbre- 
chen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit [...] begangen« hatte, »indem er 
sich [...] als Mordschütze sowie [...] als Sicherungsposten an der Ermordung von 
92 namentlich bekannten Zivilpersonen tschechischer Staatszugehörigkeit sowie 
als Offizier der Waffen-SS am 10.6.1944 an der Vernichtung von Oradour-sur- 
Glane mit seinen 642 ermordeten Bürgern [...] beteiligte«. Die Überlebenden und 
die Familien der Ermordeten werden das Urteil mit Genugtuung aufgenommen 
haben. 

Einen Tag später erstattete Muregger seinem Minister Bericht über den Ver- 
lauf des Prozesses und konnte nur Positives vermelden: 


»Die eingeleiteten politisch-operativen Maßnahmen erwiesen sich als wirkungsvoll, sodass 
während der Prozessdurchführung keine Vorkommnisse auftraten. [...] Im Verlauf der 
Beweisaufnahme durch das Gericht wurden die in der Untersuchung erzielten Ergebnisse 
im Detail bestätigt, was sich nachdrücklich in den Plädoyers sowohl des Staatsanwaltes als 
auch der Verteidigung widerspiegelt. Die am 7.6.1983 durch das Gericht ausgesprochene 
lebenslange Freiheitsstrafe entsprach dem Antrag des Anklagevertreters.«" 
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Außerdem hätten sowohl die Verhandlungsführung des Gerichts als auch das 
»Auftreten der zur Prozessabsicherung eingesetzten politisch-operativen Mit- 
arbeiter« den westlichen Massenmedien keinen »Anlass für verleumderische 
Angriffe auf die Justiz- und Sicherheitsorgane der DDR« geboten. Auch habe der 
Prozess erneut dokumentiert, »dass die DDR konsequent Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit aufklärt und Täter wegen dieser Delikte 
bestraft«. Mielkes Zustimmung fand Mureggers Anregung, eine Dokumentation 
aus Anklageschrift, Urteil und Prozessfotos herzustellen und diese den tschecho- 
slowakischen Sicherheitsorganen sowie Vertretern der Französischen Republik 
zu übergeben.‘'* 

Der Prozess war vor allem in außenpolitischer Hinsicht ein voller Erfolg für 
die Partei- und Staatsführung der DDR und deren Helfer. Das SED-Regime 
konnte auf dem äußerst sensiblen Terrain der Vergangenheitsbewältigung als 
Normenstaat brillieren, damit sein Image aufpolieren und gleichzeitig die Bun- 
desrepublik als Heimstatt für »Spitzenverbrecher des Nazireiches«“* — unwillig 
und unfähig zur Ahndung derartiger Verbrechen — vorführen. Dieser Erfolg 
schlug sich auch im MfS, dem öffentlich nicht in Erscheinung getretenen Spiritus 
Rector des Verfahrens nieder. »In Anerkennung und Würdigung ihrer hervor- 
ragenden tschekistischen Leistungen bei der Aufspürung des Kriegsverbrechers 
\ Barth, der Aufdeckung und Aufklärung der von ihm durchgeführten Verbrechen 
\ sowie bei der Vorbereitung und Durchführung der gerichtlichen Hauptverhand- 
lung und der dabei bewiesenen vorbildlichen Einsatzbereitschaft« wurden der 
Untersuchungsführer der AG VgM, Bernd Heine, mit dem Kampforden »Für 
Verdienste um Volk und Vaterland« in Bronze und sein Chef Dietrich Muregger 
mit der »Medaille für Waffenbrüderschaft« ausgezeichnet.” Der Leiter der HA 
IX/11 Lothar Stolze und sein Stellvertreter Horst Bauer erhielten je eine Prämie 
von 1000 Mark bzw. 750 Mark. Zehn weiteren Mitarbeitern der HA IX wurde 
mit einer »Kollektivprämie« in Höhe von 5 000 Mark gedankt. 

Entsprechend der Planung wurden die positive Berichterstattung und die 
daraus resultierende außenpolitische Aufwertung der DDR auch weidlich von der 
Propaganda ausgenutzt. Die Abteilung Agitation erstellte zum Beispiel eine 
Prozessdokumentation, welche ausschließlich MfS-intern sowohl für die Motiva- 
tion als auch für die politische und moralische Legitimation der Mitarbeiterschaft 
genutzt wurde. 1984 erschien eine Broschüre, in welcher die Staatsanwälte 
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rechtsstaatlichen Kriterien nichts auszusetzen gab.“' Diese Berichterstattung 
erleichterte es der SED, den Fall Barth propagandistisch zu vermarkten. Immer 
wieder wurde er herangezogen, um den Mythos von der konsequenten Straf- 
verfolgung von NS-Straftaten durch die DDR bzw. deren Justiz einerseits und 
einer, in dieser Hinsicht untätigen Bundesrepublik andererseits, zu ver- 
anschaulichen. Darüber hinaus war der Prozess außerordentlich hilfreich dabei, 
die Rolle der Justiz in der DDR, als Exekutivorgan einer Diktatur, zu ver- 
schleiern. Die Autoren eines 1988 in der Bundesrepublik erschienenen Buches 
charakterisierten ihn beispielsweise, als »vorbildhaft in Vorbereitung, Gründ- 
lichkeit, Rechtsstaatlichkeit«.”” Und sie übernahmen unkritisch auch die Aussage 
Busses, wonach die Wahrheit über Oradour schon 1962 hätte geklärt werden 
können, wenn die Aussagen eines Tatbeteiligten »nicht zwanzig Jahre lang in 
den Archiven der westdeutschen Staatsanwaltschaft gelegen hätten«, sondern 
gleich der DDR zur Verfügung gestellt worden wären.” Warum oder auf welche 
Veranlassung hin dies hätte geschehen sollen, fragten die beiden Journalisten 
nicht. Zumal man in der DDR, trotz der vom MfS seit 1954 verwahrten 
Personalakte, auch erst 1976 auf Barth aufmerksam geworden war. 
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Busse und Przybylski, Letzterer war während des Prozesses Sprecher des Presse- 
büros, ihre Version der Entdeckung Barths und der darauf folgenden Ereignisse 
schildern.‘ Jenseits des üblichen Propagandatons dieser Schrift ist sie vor dem 
Hintergrund der nicht verfolgten Fälle von verurteilten DDR-Bürgern unter 
einem Aspekt durchaus von Interesse. Busse und Przybylski betonen ausdrück- 
lich, dass trotz der früheren Urteile der DDR-Prozess nicht gegen das Prinzip des 
Verbotes der doppelten Bestrafung verstoßen hätte: 


»Nein, sagt der Ankläger, es verstößt nicht gegen die Strafprozessordnung, wenn ein Täter 
durch ein Gericht der DDR für eine Handlung verurteilt wird, für die er bereits früher durch 
ein ausländisches Gericht mit Strafe belegt wurde. Es müsste lediglich die aufgrund des 
ausländischen Urteils verbüßte Strafe angerechnet werden. Aber dies treffe auf den vor- 
liegenden Fall nicht zu.«*'* 

In der Tat, einen rechtlichen Hinderungsgrund gegen erneute Verfahren auch 
gegen die anderen schon im Ausland verurteilten DDR-Bürger hätte es nicht 
gegeben. Das Schlussplädoyer von Busse im Barth-Prozess mutet vor diesem 


Hintergrund wie Hohn an: 


»Wir verneigen uns in Ehrfurcht vor den Toten. Den Familien dieser Märtyrer bekunden 
wir unser tiefes Beileid. Wir versichern ihnen und allen anderen Opfern des Faschismus, 
dass in unserem Staat die universelle und unbefristete Verfolgung und Bestrafung von 
Schuldigen an Naziverbrechen nicht nur erfolgt, weil es das Gesetz so gebietet. Die Rechts- 
pflicht dazu besteht auch andernorts. Im Gegensatz zu Staaten, in denen überführte Nazi- 
verbrecher Unterschlupf fanden, betrachtet die DDR die Haltung eines Staates zu den 
Opfern des Faschismus einerseits und den Verantwortlichen andererseits als wesentlichen 
Gradmesser der Verwirklichung der Menschenrechte und der Demokratie.«“'” 


Zweifelsohne wurde Barth angesichts der von ihm persönlich begangenen Ver- 
brechen zu Recht und angemessen verurteilt. Doch niemand, mit Ausnahme einer 
kleinen Gruppe von Partei-, Justiz- und MfS-Funktionären, konnte wissen, dass 
man an ihm eigentlich nur ein Exempel statuierte und ihn als Alibi benutzte. Nur 
in diesem eng begrenzten Sinne war es tatsächlich ein »Schauprozess«.‘ 
Zahlreiche Journalisten aus der DDR und anderen Ländern des Ostblocks, 
aber auch Medienvertreter neun westlicher Staaten, berichteten über die ver- 
schiedenen Phasen des Prozesses, an dem es nach außen hin in der Tat auch nach 
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Die Einschätzung Leides des Barth-Prozesses als eines rechts- 
staatlichen Verfahrens ist von seiner Darstellung des Zustande- 
kommens und des Ablaufs her verständlich. Sein kleiner ‚Schlen- 
ker’ in Sachen „Schauprozeß” wohl ebenfalls. 

Ob der Autor allerdings immer noch dieser Meinung wäre, wenn 
er die Informationen gehabt hätte, die Barth selbst über seine 
Behandlung und die Zurechtrückung seiner Aussagen während 
der Vernehmungen in der Untersuchungshaft in Hohenschön- 
hausen gehabt hätte, ist möglicherweise zu bezweifeln. 

Letzlich ist aber die Beurteilung des Verfahrens und des Urteils 
vor dem Hintergrund des massiven Kriegsverbrechens zu sehen, 
an welchem Barth mitgewirkt hat, selbst wenn er sich dieser Mit- 
wirkung damals nicht hätte entziehen können. 

In welcher wirklichen Lage sich die mittleren und unteren Akteure 
damals tatsächlich befanden, oder, was ebenfalls bedacht wer- 
den könnte, sich zwangsweise und auswegslos gestellt sahen, 
kann sowieso in keiner wirklich überzeugenden Art mehr nach- 
vollzogen oder rekonstruiert werden. 


